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1 HINTERGRUND

Die Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 vom 22. Juli 2003 Uber das Vorgehen der
Zollbehdrden gegen Waren, die im Verdacht stehen, bestimmte Rechte geistigen
Eigentums zu verletzen, und die Mal3nahmen gegentiber Waren, die erkanntermal3en
derartige Rechte verletzen' (nachstehend die , Verordnung*) ist ein zentrales Element
des européischen Systems zur Durchsetzung der Rechte geistigen Eigentums.

Die Verordnung dient zur Umsetzung der im Ubereinkommen tiber handel sbezogene
Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (TRIPS) enthaltenen
Durchsetzungsmal3nahmen an den Grenzen. Das TRIPS-Ubereinkommen wurde vom
Rat der Europdischen Union im Jahr 1994 anlésdich der multilateralen
Verhandlungen in der Uruguay-Runde verabschiedet und im Rahmen der
Welthandel sorganisation (WTO) abgeschlossen. Tatséchlich geht die Verordnung in
Bezug auf die Durchsetzungsmal3nahmen an den Grenzen Uber die grundlegenden
Anforderungen des TRIPS hinaus und illustriert damit das Bekenntnis der EU zu
einem starken Schutz der Rechte geistigen Eigentums.

Auf der Grundlage der Verordnung kénnen die Zollbehérden in der EU gegen Waren
unter zollamtlicher Uberwachung, die im Verdacht stehen, bestimmte Rechte
geistigen Eigentums zu verletzen, vorgehen. Dabel ist folgendes Verfahren
anzuwenden: Sobald die Zollbehérden verdachtige Waren zurlickhalten,
benachrichtigen sie den Rechtsinhaber und raumen ihm eine kurze Frist ein, um
Verfahren einzuleiten (Standardvorgangsweise) oder — wenn der Mitgliedstaat, in dem
die Waren zurtickgehalten werden, ein vereinfachtes Verfahren eingefuhrt hat — mit
den anderen betroffenen Parteien zu einer Vereinbarung Uber die Vernichtung der
Waren unter zollamtlicher Uberwachung zu gelangen.

Die EU und andere entwickelte Wirtschaftsrdume stellen attraktive Mérkte fir Waren
dar, die Rechte geistigen Eigentums verletzen. Die Zollbehdrden haben in den
vergangenen zehn Jahren eine sténdige mengenméaldige Zunahme derartiger Waren
verzeichnet. Im September 2008 forderte der Rat die Kommission und die
Mitgliedstaaten auf, die Verordnung zu Uberarbeiten und einen neuen Aktionsplan zur
Bekampfung von Verletzungen der Rechte des geistigen Eigentums fir den Zeitraum
2009-2012 zu erstellen. Mit diesem von der Kommission vorbereiteten und vom Rat
befiirworteten Aktionsplan® sollen vier Hauptprobleme angegangen werden:
gefdhrliche nachgeahmte Waren, organisierte Kriminaitét, Globalisierung der
Nachahmungen und Verkauf von Nachahmungen (ber Internet. Die Uberarbeitung
der Verordnung wurde in den Aktionsplan einbezogen und von der Kommission in
enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten Uber eine im Rahmen des Programms
,Z0ll 2013" eingesetzte Sachverstandigengruppe vorgenommen.

Die Kommission flihrte zudem eine Konsultation durch, um interessierten Kreisen die
Gelegenheit zu bieten, sich an der Uberarbeitung der Verordnung zu beteiligen. Die

! ABI. L 196 vom 2.8.2003, S. 7-14.

2 EntschlieBung des Rates vom 16. M&z 2009. EU-Aktionsplan im Zollbereich zur
Bekdmpfung von Verletzungen der Rechte des geistigen Eigentums fir den Zeitraum 2009-
2012 (2009/C 71/01).
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Konsultation begann am 25. Mérz 2010 und endete am 7. Juni 2010. Der Kommission
gingen 89 Beitrage zu. 43 Beitrdge stammten von Organisationen und Unternehmen,
die im Register der Interessenvertreter der Européischen Kommission verzeichnet
sind, 42 von nicht registrierten Organisationen, Unternehmen und Birgern und vier
von einzel staatlichen Behorden.

Einige Félle, in denen die Zollbehdrden Arzneimittelsendungen zuriickgehalten
hatten, die sich Ende 2008 zum Umschlag in der EU befanden, 16sten bel bestimmten
Mitgliedern der WTO, Abgeordneten des Europdischen  Parlaments,
Nichtregierungsorganisationen und der Burgergesellschaft Besorgnis aus. Es wurde
geltend gemacht, dass solche Malinahmen den rechtmélligen Handel mit Generika
behindern und damit im Widerspruch zur Verpflichtung der EU stlinden,
Entwicklungslandern den Zugang zu Arzneimitteln zu erleichtern. Am 11. und
12. Mai 2010 ersuchten Indien und Brasilien in diesem Zusammenhang um
Konsultationen mit der EU auf WTO-Ebene. Die von Indien und Brasilien bei den
Konsultationen auf WTO-Ebene vorgebrachten Bedenken sowie die Féle der
Zuriickhaltung von Arzneimittellieferungen haben gezeigt, dass die fir die
Durchsetzung der Rechte geistigen Eigentums durch die Zollbehdrden mal3geblichen
Rechtsvorschriften der EU zur Erhéhung der Rechtssicherheit klarer gestaltet werden
konnten.

2. BESCHREIBUNG DER PROBLEMLAGE

Im oben genannten Aktionsplan wurden mehrere Elemente der Verordnung genannt,
die kritisch betrachtet werden sollten. Zu diesen Elementen zahlten die Vorschriften
Uber die Anwendung vereinfachter Verfahren, Kleinsendungen, Vernichtung, Kosten
und Lagerung sowie eine etwaige Erweiterung des Anwendungsbereichs der
Verordnung; ale diese Elemente wurden bei der Uberarbeitung der Verordnung
berlicksichtigt. Die wichtigsten Problemfelder, die dabel in Bezug auf die
Bekampfung von rechtsverletzenden Waren ermittelt wurden, sind folgende:

- Problem | — Manche Rechte geistigen Eigentums werden vom Zoll an den Grenzen
der EU nicht durchgesetzt. Die gegenwartige Verordnung sieht die Durchsetzung
einer breiten Palette an in den europaischen oder einzelstaatlichen Rechtsvorschriften
verankerten Rechten geistigen Eigentums vor, darunter Markenrechte, Urheberrechte,
Patente, Sortenschutzrechte und geografische Angaben, doch damit sind nicht ale
Arten von Rechten geistigen Eigentums erfasst. Topografien von
Halbleitererzeugnissen werden beispielsweise nicht genannt. Zudem sind derzeit auch
andere Arten der Verletzung der Rechte geistigen Eigentums, insbesondere im
Hinblick auf Parallelhandel und die sogenannten Overruns, von der Verordnung
ausgenommen.

- Problem |l — Die Vewatungsverfahren zur Durchsetzung der Rechte geistigen
Eigentums werden als aufwandiq fur Zollbehdrden und Rechtsinhaber empfunden,
insbesondere im Zusammenhang mit Kleinsendungen, die Uber das Internet erworben
wurden.

- Problem 111 — Bestimmte Aspekte der Verwaltungsverfahren kdnnten so ausgelegt
werden, dass es zu einer unausgewogenen Behandlung verschiedener rechtmaRig
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Betelligter kommt. Bestimmite allgemeine rechtliche Grundsétze sind in der Form, wie
sie in der Rechtsprechung des Gerichtshofs entwickelt und ausgelegt wurden, in der
Verordnung gegenwartig nicht ausreichend kodifiziert (z. B. Recht auf Stellungnahme
oder Haftung der Zollbehtrden). Diese Grundsétze leiten sich aus den internationalen
Verpflichtungen der EU im Rahmen der WTO, des Vertrags von Lissabon und
insbesondere der Charta der Grundrechte ab.

3. DASRECHT DER EU, MARNAHMEN ZU TREFFEN

Der Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union Ubertréagt der
Europaischen Union die ausschliefdliche Zustandigkeit im Bereich der gemeinsamen
Handelspolitik. Der Begriff der gemeinsamen Handelspolitik ist im Vertrag Gber die
Arbeitsweise der Europédischen Union definiert, wobei die Handelsaspekte des
geistigen Eigentums von dieser Definition ausdriicklich erfasst sind.

4, ZIELE

Hauptziel ist es, zu gewéhrleisten, dass ale zollrechtlichen Malihahmen und
Verfahren zur Durchsetzung der Rechte geistigen Eigentums an den Grenzen wirksam
sind und im Einklang mit allen anwendbaren rechtlichen Verpflichtungen stehen.
Diese Politik verfolgt vor allem die folgenden Ziele:

(i) Verbesserung der Durchsetzung von Rechten geistigen Eigentums an den Grenzen;,

(i) Verringerung des verwaltungstechnischen und wirtschaftlichen Aufwands fir
Zollbehdrden und Rechtsinhaber, insbesondere kleine und mittlere Unternehmen;

(iii) Klarung und Uberarbeitung von Bestimmungen in den Verwaltungsverfahren, die
als unausgewogen empfunden werden konnten.
5. PoLITISCHE OPTIONEN

Drei Optionen haben sich as am ehesten redistisch bzw. umsetzbar
herauskristallisiert:

i) Politikoption A — Basisszenario, in dem keine Mal3nahmen ergriffen werden.

ii) Politikoption B — Anwendung nicht-rechtlicher Instrumente wie Weiterbildung,
Leitlinien, Erlauterungsvermerke, Austausch vorbildlicher Verfahren, regelméaliige
Kontakte mit den Beteiligten.

iii) PolitikoptionC — Anderung der Verordnung, bei der der vorhandene
Rechtsrahmen angepasst wurde. Fiur alle Probleme, die festgestellt wurden, stiinden
unterschiedliche Optionen zur Verfiigung. Anderungen aller oder einiger der
nachstehenden Bestimmungen kénnten ins Auge gefasst werden:

- hinsichtlich Problem | betreffend die Ausdehnung der Reichweite der zollrechtlichen
Malnahmen konnten zwei Unteroptionen in Betracht gezogen werden: (i)
Ausdehnung der Reichweite von Verletzungen der Rechte geistigen Eigentums,
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sodass alle bereits in der Verordnung enthaltenen Verletzungen der Rechte geistigen
Eigentums erfasst sind oder (ii) zusétzlich zur unter (i) beschriebenen Ausdehnung
der Reichweite auch Aufnahme von rechtsverletzenden Waren, die noch nicht von der
Verordnung erfasst sind;

- hinsichtlich Problem Il kodnnten, sofern die Voraussetzungen geklart und
angemessene Sicherheitsmal3nahmen getroffen werden, ein obligatorisches System fur
die vereinfachte Vernichtung von rechtsverletzenden Waren sowie ein besonderes
vereinfachtes Verfahrens fir Kleinsendungen eingefiihrt werden;

- hinsichtlich Problem I11 kdnnte zusétzliche Klarheit betreffend Waren geschaffen
werden, die nur fur die Durchfuhr und nicht fir den Binnenmarkt der EU bestimmt
sind und fir die auch kein Umleitungsrisiko besteht. Klarungsbedarf gibt es auf3erdem
im Zusammenhang mit den Verfahren, um die Rechtssicherheit fir alle rechtmaiig
Beteiligten zu erhéhen.

Derartige gesetzliche Anderungen stehen weiteren unterstiitzenden Mal3nahmen nicht
entgegen.

Bei dieser Folgenabschéatzung geht es jedoch nicht nur darum, einen Vergleich der
absehbaren Vorzige der Optionen anzustellen, um Uber die Bebehatung des
Basisszenarios, die Anwendung nicht-rechtlicher Instrumente oder die Ausarbeitung
eines Gesetzesvorschlags zu entscheiden. Ziel ist es, jedes Problem anhand der
relevanten Kriterien zu beleuchten, um die optimale Kombination der mdglichen
Optionen zu finden.

6. ABSCHATZUNG DER FOLGEN DER OPTIONEN
6.1. Einfahrung

Es besteht allgemeine Einigkeit darliber, dass verlassliche Daten aus diesem Bereich
fehlen. Hauptquelle fur die Informationen ist der jéhrliche Bericht Uber die
zolIrechtliche Durchsetzung der Rechte geistigen Eigentums in der EU°. Allerdings
liegen kaum glaubwirdige Angaben Uber illegale Aktivitéten vor und das Fehlen von
Daten Uber das Volumen des EU-Aul3enhandels mit rechtsverletzenden Waren oder
Uber die Lage auf dem Binnenmarkt macht eine Abschéatzung der mdglichen Folgen
der einzelnen Optionen schwierig. Zudem kann nicht festgestellt werden, inwieweit
die Zollbehtrden die rechtsverletzenden Waren identifizieren und dagegen
einschreiten kénnten, da der Erfolg der Malinahmen nicht ausschliefdlich von der
Entscheidung zur Anderung der Rechtsvorschriften abhangt. Vor diesem Hintergrund
kann nur eine qualitative Bewertung vorgenommen werden.

Die Folgenabschétzung beschéftigt sich mit den Auswirkungen von Mal3hahmen
hinsichtlich der drei genannten allgemeinen Probleme, die bei der Uberarbeitung der
Verordnung ermittelt wurden und die moglicherweise Anderungen erforderlich

Bericht Uber die zollrechtliche Durchsetzung der Rechte geistigen Eigentums in der EU:
http://ec.europa.eu/taxation customs/customs/customs_controls/counterfeit_piracy/statistics/i
ndex_de.htm
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machen. Diese Probleme hangen nicht zwangslaufig eng zusammen, sodass politische
Optionen fur jedes einzelne Problem erarbeitet und anhand spezifischer Kriterien
beurteilt wurden.

6.2. Problem |: Manche Rechte geistigen Eigentums werden vom Zoll an den
EU-AulRengrenzen nicht durchgesetzt

Der Grad der Durchsetzung der Rechte geistigen Eigentums auf dem Territorium der
EU konnte durch die Erwelterung des Geltungsbereichs der Verordnung in Bezug auf
die abgedeckten Verletzungen der Rechte geistigen Eigentums geringflgig verbessert
werden. Das Hauptaugenmerk der Kontrollen durch die Zollbehérden lag bislang auf
nachgeahmten Waren. Im Jahr 2009 handelte es sich bel 90 % der vom Zoll aufgrund
mutmaldicher Verletzungen der Rechte geistigen Eigentums zuriickgehaltenen Artikel
um nachgeahmte Waren. Dies deutet darauf hin, dass die Zollbehérden vor allem
Verletzungen der Rechte geistigen Eigentums aufdecken, die besser sichtbar und
einfacher zu erkennen sind. Grundsétzlich ist nicht davon auszugehen, dass die reine
Ausdehnung des Geltungsbereichs der Verordnung auf noch komplexere
Verletzungen der Rechte geistigen Eigentums zu einer radikalen Veranderung der Art
der zollrechtlichen Beanstandungen fiihren konnte.

Trotzdem ist ein relativ bedeutender Einfluss der Einfihrung von Bestimmungen, die
die Zollbehorden in die Lage versetzen, bel zum Verwechseln dhnlichen Marken und
gesetzeswidrigem  Parallelhandel, insbesondere im  Zusammenhang  mit
Markenartikeln, tatig zu werden, nicht von der Hand zu weisen, auch wenn die
Auswirkungen nicht im Voraus abgeschétzt werden kénnen.

Diese Vorgehensweise wirde sich zudem auf die Kosten fur die Zollbehorden, die
Handel sunternehmen und die Rechtsinhaber auswirken. Da das Handel svolumen der
rechtsverletzenden Waren unbekannt ist, lassen sich diese Kosten nicht beziffern. Die
Kosten fur die Durchsetzung der Rechte geistigen Eigentums an den Grenzen auf ein
vergleichbares Niveau im Binnenmarkt waren jedoch niedriger, weil die
Rechtsinhaber eine geringere Anzahl von Verfahren einleiten mussten, da die
Lieferungen von rechtsverletzenden Waren nicht auseinandergerissen und an
Einzelhandler verteilt wirden.

Gleichzeitig wirde die Gefahr der Behinderung des rechtméalligen Handels durch die
Durchsetzung von Rechten geistigen Eigentums an den Grenzen steigen. Fur die
Zollbehdrden kann die Beurteilung einiger Verletzungen der Rechte geistigen
Eigentums, um die die Verordnung erweitert werden koénnte, schwierig sein. Daraus
ergibt sich ein zusétzliches Risiko, dass sich Entscheidungen tber die Zurlickhaltung
von Waren als unbegriindet erweisen konnten.

Esist davon auszugehen, dass die Durchsetzung neuer Rechte geistigen Eigentums an
den Grenzen keine nennenswerten sozialen und 6kol ogischen Folgen hat.
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6.3. Problem II: Die Verwaltungsverfahren zur Durchsetzung der Rechte
geistigen Eigentums sind fiur Zollbehérden und Rechtsinhaber
aufwandig

6.3.1. Fehlende Umsetzung des vereinfachten Verfahrens in einigen
Mitgliedstaaten

Das vereinfachte Verfahren, nach dem Waren den Zollbehérden zur Vernichtung
Uberlassen werden konnen, ist in der Verordnung nur as Option verankert.
Infolgedessen wurde es nicht von allen Mitgliedstaaten umgesetzt. Die Aufnahme
eines obligatorischen vereinfachten Verfahrens in die Verordnung wirde die
zollrechtliche Durchsetzung der Rechte geistigen Eigentums in der EU harmonisieren
und den Verwaltungsaufwand fur die Zuriickhaltung von Waren im Zusammenhang
mit der Durchsetzung von Rechten geistigen Eigentums in den Mitgliedstaaten, in
denen das vereinfachte Verfahren noch nicht praktiziert wird, fir ale Parteien
verringern.

6.3.2. Verkauf rechtsverletzender Waren Uber das | nternet

Erhebliche Mengen an Kleinsendungen von Waren, die im Verdacht stehen, Rechte
geistigen Eigentums zu verletzen, und die Uber das Internet bestellt oder verkauft
werden, werden per Post oder Kurierdienst verschickt. Die Anwendung des Standard-
und des vereinfachten Verfahrens steht in keinem Verhdltnis zur Menge und zum
Wert der rechtsverletzenden Waren, was Kleinsendungen betrifft (Basisszenario). Die
Aufnahme einer Moglichkeit in die Verordnung, die Waren den Zollbehdrden ohne
Einbindung der Rechtsinhaber zur Vernichtung zu Uberlassen, wenn die
Rechtsverletzung unstrittig scheint, wiirde den Aufwand fur die Rechtsinhaber und
die Zollbehdrden erheblich verringern. Dies wirde die Effektivitét der Zollbehdrden
beim Abfangen von Uber das Internet verkauften Waren erhohen.

Im Zusammenhang mit dem zunehmenden Versand kleiner Pakete kdnnten einige
nicht legislative Mal3nahmen getroffen werden, doch neue Verwaltungsverfahren
konnten nicht ohne gesetzliche Anderungen an den in der Verordnung beschriebenen
Verfahren eingefihrt werden.

6.3.3. Sozale und 6kologische Auswirkungen

Alle hinsichtlich der Verwaltungsverfahren vorgeschlagenen Mal3nahmen dienen der
Verringerung des Verwaltungsaufwands fur den Staat und die Unternehmen.

Die EinfUhrung eines eigenen Verwaltungsverfahrens fir Kleinsendungen (Option zur
Anderung der Verordnung) zur Bekampfung der zunehmenden Zahl von Waren, die
Uber das Internet bestellt und verkauft werden, wird sich insofern auf die Verbraucher
auswirken, als die rechtsverletzenden Waren die Verbraucher nicht erreichen. Der
jungste Bericht der Kommission Uber die zollrechtliche Durchsetzung der Rechte
geistigen Eigentums in der EU betrifft das Jahr 2009 und hielt fest, dass immer mehr
potenziell gefahrliche Artikel, die von den européischen Verbrauchern im Alltag
verwendet werden, vom Zoll zuriickgehalten werden (Basisszenario und Anwendung
nicht legisativer Instrumente).
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Im Zusammenhang mit diesem Problem wurden keine 6kologischen Auswirkungen
festgestellt.

6.4. Problem I11: Gewisse Aspekte der Verwaltungskontrollen kénnten so
ausgelegt werden, dass daraus ene ungerechte Behandlung
ver schiedener serioser Beteiligter folgt

Bei der Anwendung von Bestimmungen mit restriktiven Mal3nahmen oder Verboten
auf den internationalen Handel — wie jenen zur Durchsetzung der Rechte geistigen
Eigentums — durch die Zollbehdrden sind internationale Verpflichtungen und
Vereinbarungen ebenso wie die Grundsdtze des EU-Rechts zu beachten. Derartige
Maldnahmen, sofern sie dem Bereich der gemeinsamen Handelspolitik zuzuordnen
sind, missen einheitlich umgesetzt werden. Zudem mussen solche Mal3nahmen in
einer ausgewogenen Art und Weise angewendet werden, wobel einerseits die
Notwendigkeit der wirksamen Durchsetzung der Mal3nahmen und andererseits die
Erleichterung und Anerkennung rechtmalBiger Geschéfte zu berilicksichtigen ist. Zu
diesem Zweck und zur Vermeidung eines unbegriindeten Einschreitens seitens der
Zollbehdrden missen die anwendbaren Bestimmungen Rechtssicherheit bieten.

Die Option zur Anderung der Verordnung wiirde Rechtssicherheit hinsichtlich der
Anwendung der Verordnung und der EU-weit einheitlichen Interpretation schaffen
und die Gefahr der unbegrtindeten Zuriickhaltung von Waren im Zusammenhang mit
den genannten Problemen beseitigen.

Die Anwendung nicht legidativer Instrumente konnte helfen, einige der Probleme
hinsichtlich der Klérung der Auslegung der Verordnung vor dem Hintergrund der
internationalen Verpflichtungen der EU im Rahmen der WTO und der mal3geblichen
Grundsdtze des vom Gerichtshof geschaffenen und ausgelegten EU-Rechts zu
besaitigen. Die Gefahr einer fehlerhaften Auslegung der Verordnung bliebe jedoch
weiterhin bestehen.

6.4.1. Soziale und 6kologische Auswirkungen

Die Klérung bestimmter Aspekte der Verwaltungsverfahren mittels nicht legidlativer
oder legidativer Maldnahmen konnte sich in Félen, in denen Verbraucher am
Verfahren beteiligt sind — zum Beispiel als Empfanger von Uber das Internet bestellten
Sendungen — positiv auf diese auswirken. Der Anspruch auf rechtliches Gehér und die
Frage der Haftung der Zollbehdrden versetzen die Verbraucher in die Lage, gegen
jede Entscheidung der Zollbehérden, die sich nachteilig auf sie auswirken kénnte,
Einspruch zu erheben oder diesbeziiglich eine Entschadigung zu fordern.

Die Klarstellung der Verordnung im Zusammenhang mit der Durchfuhr von
Sendungen durch das Territorium der EU in Drittlander, insbesondere betreffend
Arzneimittel, konnte sich positiv auf die Verbraucher in diesen Drittlandern
auswirken. Damit wuirde die Wahrscheinlichkeit von Verzogerungen bel  der
Lieferung derartiger Arzneimittel sinken.

Im Zusammenhang mit diesen Verwaltungsverfahren wurden keine 6kologischen
Auswirkungen festgestellt.
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6.5. Verwaltungsaufwand
6.5.1. Verwaltungsaufwand fur die Unternehmen

Der Durchsetzung der Rechte geistigen Eigentums durch die Zollbehdrden der EU
muss ein vom Rechtsinhaber gestellter Antrag auf Tatigwerden vorausgehen. Die
Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung der Rechte geistigen Eigentums obliegt
den Geschéadigten. Da die Antragstellung nicht verpflichtend ist, verursachen das
System und die vorgeschlagenen neuen Optionen fir die Rechtsinhaber keine
zusétzlichen Kosten und Verpflichtungen im Vergleich zur augenblicklichen
Verordnung, die bereits die elektronische Antragstellung durch die Rechtsinhaber
fordert, sofern elektronische Systeme zum Datenaustausch vorhanden sind.

Welcher politischen Option im Hinblick auf die in dieser Folgenabschatzung
genannten Probleme auch der Vorzug gegeben wird — die gegenwértig mit dem
Verwaltungsaufwand fur die Rechtsinhaber verbundenen Elemente wirden bis zu
einem gewissen Grad weiterbestehen. Die EinfUhrung eines speziellen vereinfachten
Verfahrens fur Kleinsendungen mit nachgeahmten und unerlaubt hergestellten Waren,
das die Vernichtung der Waren ohne Beteiligung des Rechtsinhabers erlaubt, wirde
den Verwaltungsaufwand erheblich verringern.

6.5.2. Verwaltungsaufwand fir die Zollbehorden

Die Auswirkungen der unterschiedlichen Optionen fir die verschiedenen Probleme
auf die Verwaltungskosten lassen sich nicht abschétzen. Die Zollbehdrden versehen
ihre Aufgaben an den Auldengrenzen der Europaischen Union, wobei die Beamten
eine Vielzahl von Gesetzen aus unterschiedlichen politischen Bereichen anwenden.
Jedes Gesetz enthdlt spezielle Vorschriften zum Schutz der Rechte geistigen
Eigentums, zu Bargeldkontrollen, Sicherheits, Gesundheitss und steuerlichen
Aspekten und zu Zollabgaben. Es lasst sich nicht messen, welcher Tell jeder
Zollkontrolle einem bestimmten Aspekt gewidmet ist, sodass keine Daten vorliegen,
aus denen ausschlief3dlich die mit der Durchsetzung von Rechten geistigen Eigentums
verbundenen Verwaltungskosten hervorgehen.

Die Vefahren zur Zurtckhatung von Waren bel bestimmten Verletzungen der
Rechte geistigen Eigentums gelten in der EU seit dem 1.Januar 1988. Die
Erweiterung des Geltungsbereichs der Verordnung wirde daher keine
Umstrukturierung der Zollverwaltungen erfordern.

Mit der Vereinfachung der Verfahren fir Kleinsendungen konnten die
Verfahrensschritte reduziert werden. Dadurch lief3e sich die fir die Bearbeitung jedes
Zuriickhaltungsakts benétigte Zeit verringern. Dies konnte einen Ausgleich fur den
maoglichen Anstieg der Vernichtungskosten fir die Zollbehdrden infolge wirksamerer
Verfahren schaffen.

7. DIE VORZUZIEHENDE OPTION

Die Option zur Anderung der Verordnung bietet die bestmdgliche Lésung fir die
Probleme, die sich aus der Umsetzung der gegenwartigen Verordnung ergeben haben;
dies sind beispielsweise die aufwandigen Verfahren oder die von der Verordnung
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nicht abgedeckten Rechte geistigen Eigentums. Die Aufnahme von Klarstellungen
zum Verfahren in die Verordnung wirde auch hoéchstmdgliche Rechtssicherheit
hinsichtlich der patentrechtlichen Behandlung generischer Arzneimittel bel der
Durchfuhr bieten. Ein Vorschlag der Kommission zur Anderung der vorliegenden
Verordnung sollte nach Moglichkeit alle in dieser Folgenabschétzung genannten
Probleme abdecken, damit in Bezug auf die Vor- und Nachteile ein ausgewogenes
Ergebnis fur alle Kategorien von Beteiligten gewahrleistet ist.

Mit Hilfe nicht legidativer Maldnahmen konnten die festgestellten Probleme nur
tellweise in Angriff genommen werden. Erlauterungsvermerke oder Leitlinien
koénnten zur Klérung des gultigen Verfahrens fur die Durchfuhr von Waren durch die
EU oder zur Anwendung der allgemeinen Rechtsgrundsétze (wie des Anspruchs auf
rechtliches Gehdr) im Zusammenhang mit der vorliegenden Verordnung beitragen.
Nicht legidlative Mal3nahmen kdnnen jedoch nicht mit dem Ziel angewendet werden,
den Geltungsbereich der von den Zollbehdrden durchzusetzenden Rechte geistigen
Eigentums zu erweitern.

In einigen Fallen sollte zur Unterstiitzung der Umsetzung der neuen Verordnung eine
Kombination aus legidativen und nicht legislativen Mal3nahmen ins Auge gefasst
werden. Eine Beibehaltung des Status quo sollte ausgeschlossen werden, wenn die
Kommission der Aufforderung des Rats, die Gesetzgebung zu Uberprifen, und den
bei diesem Prozess gedullerten Bedenken der Beteiligten angemessen Rechnung
tragen will.

8. GEWONNENE ERKENNTNISSE: DIE NOTWENDIGKEIT, MEHR UBER DAS
AUSMAR UND DIE AUSWIRKUNGEN DES HANDELSMIT WAREN, DIE RECHTE
GEISTIGEN EIGENTUMSVERLETZEN, ZU ERFAHREN

Die Mdoglichkeit der Abschdtzung der Folgen politischer Optionen im Bereich der
Durchsetzung der Rechte geistigen Eigentums wird vor allem durch das Fehlen
zuverldssiger Daten eingeschrénkt. Die vorhandenen Daten zum Handel mit
rechtsverletzenden Waren sind bruchstuckhaft und nicht vergleichbar. Die
Abschétzung des AusmalRes und des Umfangs des Problems insgesamt, der
Auswirkungen auf die EU und der Folgen politischer Mal3nahmen zur Ldsung dieses
Problemsist daher schwierig.

Als Reaktion auf die Datenknappheit hat die Européische Beobachtungsstelle fir
Marken- und Produktpiraterie die Verbesserung der Erhebung und Nutzung von
Informationen und Daten zu einem ihrer vorrangigen Ziele eklat. Die
Beobachtungsstelle wurde 2009 gegriindet und setzt sich aus Vertretern von Uber 40
privaten Beteiligten, der 27 Mitgliedstaaten und der Kommission zusammen.

Die Kommission hat spezielle Themen benannt, die SofortmalRnahmen erfordern.
Beispielsweise sind zahlreiche Studien zu der Schlussfolgerung gelangt, dass der
internationale Handel mit nachgeahmten und unerlaubt hergestellten Waren im Laufe
des vergangenen Jahrzehnts stdndig zugenommen hat. Allerdings werden diese
Studien haufig far ihren fehlenden Umfang oder die Berufung auf Zahlen kritisiert,
die anhand unterschiedlicher Methodiken ermittelt wurden und daher nicht
vergleichbar sind. Esist dringend erforderlich, diese Situation durch die Ausarbeitung
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einer gemeinsamen Methodik fur den privaten und den offentlichen Sektor zu
verbessern, damit aussagekréftige Berichte erstellt werden koénnen, aus denen der
wahre Umfang und das tatséchliche Ausmal3 des Problems hervorgehen. Derartige
Berichte konnten dann als Grundlage fur stérker auf Fakten basierende politische
Entscheidungen und zielgerichtetere Durchsetzungsstrategien dienen.

Aus diesem Grund wurde eine Studie zur Bewertung des Umfangs, des Ausmalies
und der Auswirkungen von Marken- und Produktpiraterie im Binnenmarkt nach einer
festgelegten Methodik der Erhebung, der Auswertung und des Vergleichs von Daten
in Auftrag gegeben. Aus der vom Auftragnehmer vorgeschlagenen Methodik sollten
sich SchlUsselindikatoren ergeben, die auf alle Mitgliedstaaten und Sektoren
anwendbar sind und die fur kinftige Studien und Untersuchungen genutzt werden
koénnen. Der Auftragnehmer nahm die Arbeit im Dezember 2010 auf und wird als
erstes bestehende Studien und Methodiken recherchieren und zusammentragen. In
einem zweiten Schritt wird der Auftragnehmer auf der Grundlage seiner Recherchen
eine bevorzugte Methodik vorschlagen, die zur Quantifizierung des Umfangs und des
AusmalRes von Marken- und Produktpiraterie im Binnenmarkt unter besonderer
Berlcksichtigung der Auswirkungen auf bestimmte Bereiche wie Innovation,
Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit, Kreativitat und Kultur, 6ffentliche Gesundheit
und Sicherheit, Beschdftigung, Umwelt, Steuereinnahmen und Kriminalitét
herangezogen wird.

10

DE



	1. HINTERGRUND
	2. BESCHREIBUNG DER PROBLEMLAGE
	3. DAS RECHT DER EU, MAßNAHMEN ZU TREFFEN
	4. ZIELE
	5. POLITISCHE OPTIONEN
	6. ABSCHÄTZUNG DER FOLGEN DER OPTIONEN
	6.1. Einführung
	6.2. Problem I: Manche Rechte geistigen Eigentums werden vom Zoll an den EU-Außengrenzen nicht durchgesetzt
	6.3. Problem II: Die Verwaltungsverfahren zur Durchsetzung der Rechte geistigen Eigentums sind für Zollbehörden und Rechtsinhaber aufwändig
	6.3.1. Fehlende Umsetzung des vereinfachten Verfahrens in einigen Mitgliedstaaten
	6.3.2. Verkauf rechtsverletzender Waren über das Internet
	6.3.3. Soziale und ökologische Auswirkungen

	6.4. Problem III: Gewisse Aspekte der Verwaltungskontrollen könnten so ausgelegt werden, dass daraus eine ungerechte Behandlung verschiedener seriöser Beteiligter folgt
	6.4.1. Soziale und ökologische Auswirkungen

	6.5. Verwaltungsaufwand
	6.5.1. Verwaltungsaufwand für die Unternehmen
	6.5.2. Verwaltungsaufwand für die Zollbehörden


	7. DIE VORZUZIEHENDE OPTION
	8. GEWONNENE ERKENNTNISSE: DIE NOTWENDIGKEIT, MEHR ÜBER DAS AUSMAß UND DIE AUSWIRKUNGEN DES HANDELS MIT WAREN, DIE RECHTE GEISTIGEN EIGENTUMS VERLETZEN, ZU ERFAHREN

